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Unser Blatt geht mit dieser Nummer in den Verlag des Herrn Buchhändlers Alex. Jouqs
in Berlin, Poststraße 8, über. In der Reduktion tritt keine Aenderung ein, und ersuchen wir die

Freunde unseres Blattes, demselben ihre Zuneigung nach wie vor zu erhalten und sich die Ver-

breitung desselben angelegen sein zu lassen.

Es soll keine Opposition gemachtwerden!

Friedrich Wilhelm IV. hat, noch bevor Preußen
ein Verfassungsstaatwar, einmal gesagt: »Ich liebe

eine gesinnungsvolle Opposition«, und in Eng-
land, dem Musterlande der Verfassungsstaaten, nennt

sich die Opposition selbst: ,Euer Majestät allergetreueste
Opposition.«Was will man mit solchenBezeichnungen

sagen? Daß die Opposition keineswegs als eine Geg-
nerin des Staates und seiner Einrichtungen zu betrach-
ten ist, sondern daß sie alles, was sie thut, nur zum

Besten des Staates thut, daß sie sichMaßregelnwider-

setzt, nicht weil sie von bestimmtenPersonenausgehen,
sondern weil sie ihre Ausflkhrungals schadlichsur den
Staat betrachtet, daß sie Einrichtungentadelt, nicht weil

sie augenblicklichdie Bestrebungeneiner andersdenkenden

Partei stützen,sondern weil sie die Abschaffungderselben
als wünschenswerthfür den Staat»ansieht.

Das ist das Wesen der Opposition,von solchenMo-

tiven muß die Oppositiongeleitetsein;Daß die Opposition
in Preußensich ganz streng cm diese Grundsätzehält,
davon geben die letztenJahrelaut und veriiehmlichZeug-
Uiß Man sehesichnur die großeZahlder Gesetzean,

Welchen die Kammern seit vier Jahrenihre Genehmigung
ertheilt haben, und man wird nicht mehr behaupten
können,daßdie liberale Partei im preußischenAbgeord-
netenhause den Personen Oppositiongemachthat, son-
dern man wird sich überzeugen,daß sie nur gekämpft
hat gegen Maßregeln,die sie für schädlich,und für
Einrichtungen,die sie für heilsam und nothwendigfür
den Staat hielt.

Warum aber sprechenwir heut von Dingen, die

jederPreuße,der sichnur ein wenig mit den politischen
Kämpfender letztenJahre beschäftigthat, kennt? Ganz
einfach, weil man uns auf das allerbestimmtesteerklärt

hat, daß unsere jetzigeRegierung in der Pre e keinerlei
Opposition dulden werde, daß sie, falls wir biesezweite
uns zugegangene Warnung nicht beachten werden, von

ihremRechtezur Unterdrückungunseres Blattes Gebrauch
machen werde. Wir haben darauf keine andere Antwort
gehabt, als die, daß wir, die wir Recht und Gesetz
auf unsere Fahne geschrieben haben, gewiß die
letzten sein werden, welche auch nur mit einem Worte
dagegen remonstrirenwerden, wenn die Regierung das
thut, wozu s»ienach dem Gesetzedas Recht hat, und zum
Beweise dafur, daß wir uns stets innerhalb der Schran-
ken des»Gesetzes gehalten haben, konnten wir darauf
aufmerksammachen,daß die Staatsanwaltschaft noch
niemalsVeranlassunggesunden hat, gegen unser Blatt

eine gerichtliche Untersuchungeinzuleiten, obgleichzahl-
reicheKonfiskationen ihr Gelegenheit dazugebotenhaben.
Wir werden»diese Schranken des Gesetzesauch ferner
einhalteiywir denken damit unsere Pflichten als Staats-
burger im vollsten Maaße zu erfüllen.

Um nun aber noch zu zeigen, wie wenig gerechtfertigt
der»von der Regierung geäußerteWillen, keinerlei Op-
positionzu dulden, erscheint,wollen wir hier UUk Noch Mit
kurzenWorten vorführeu,wie wechselvollgerade in den
letzten Jahren der Begriff dessen gewesen ist, was die

Regierungals Opposition gegen sichbetrachtethat.
»

Man wird sich erinnern, mit welcherEntschiedenheit
die liberale Partei und die liberale Presse sich gegen den

Bundestag«gusgefkachetlhat. Das war bis vor

kurzemOpposition,heutewürde man es als Opposition
betrachten, wenn ein Blatt für den Bundestag in die

Schranken treten wollte.
Laut und deutlich hat die Majorität des Abgeord-

netenhausesund mit ihr die esammte liberale Presse
sichvor zweiJahren gegen das ündniß mit Oester-
reich ausgesprochen,und ganz dringend verlangt, Preu-



ßen solle sich an die Spitze Deutschlands stellen, um

Schleswig-Holstein vom Dänischen Joch zu befreien.
Das war damals Opposition, und heute würde, es Op-
position sein, zu verlangen, Preußen solle im Bunde mit

Oesterreich seine Truppen in das Feld führen, und zu
behaupten, Preußen könne und dürfe sich nicht an die

Spitze Deutschlands stellen.
Seit Jahren hielt man es für Opposition, wenn

Jemand behauptete, die Landwehr sei ebenso kriegs-
tüchtigwie die »Linieund sie wurde stets ebenso kämpfen,
wie sie vor funfzig Jahren in den Befreiungskriegen
gekämpsthatte. Man wollte das nicht gelten lassen,
man meinte, die damaligeTüchtigkeitsei das, Resultat
einer ausnahmsweisenBegeisterung gewesen.Die Leichen
auf dem Schlachtfeldebei Langensalza beweisenjwie
ungerechtfertigtalle Zweifel an der Tüchtigkeitder Land-

wehr waren, und wir glauben, man würde heut solch
einen Zweifel als Opposition auffassen.

Seit dem Anfang des jetzt noch nicht gelöstenKon-

fliktes galt es als die heftigste Opposition, wenn man

aussprach, daß die Erhöhungdes Militärbudgets für
die finanzielleKraft unseres Staates zu groß sei, daß
es nothwendig sei, da Preußen berufen ist, mit seiner
Armee nicht nur das eigeneLand, sondern ganz Deutsch-
land zu schützen,daß das ganze Deutschlandan den Lasten
dieser Vertheidigungmittrage, sowohl an Menschen wie
an Geld. Solches zu fordern war Opposition, und wie

hat vor kurzem das offiziösestealler offiziösenBlätter,
die »Prov.-Korr.« den preußischenBundesreformvorschlag
motivirt? Sie sagt:

« «

»Die Verbesserungder deutschenBundesverfassung
überhauptund besonders der Bundes-9)iiilitär-Verfassung
ist eine unabweisliche Forderung nicht blos der

äußeren,sondern auch der inneren preußischen Po-
litit. Der langjährige innere Streit in Preußen ist
vornänilich durch die Frage in Betreff der Militärlasten
des preußischenVolkes entstanden. Diese Verpflichtungen
mußten seither auch deshalb gesteigertwerden, weil Preu-
ßen eben nicht blos sichselbst, sondern ganz Norddeutsch-
land zu schützenhat. Es ist daher eine Frage von der

höchstenBedeutung für Preußens gesammtePolitik, daß
endlich durch eine Reform des deutschen Bundes die

Möglichkeitgewonnen werde, eine Ausgleichungder Mi-

litärlastenPreußens gegenüberDeutschland und damit
eine Ausgleichung des inneren Zwiespalts in

Preußen zu finden.«
Und nun gar die deutsche Frage selber! Es war

Opposition, die Verwirklichung des- Programms des
Nationalvereins zu verlangen, es war Opposition, von

der Proklamirung der Reichsverfassungvon 1849 zu
sprechen,es war Opposition, an die Berufung eines deut-

schen Parlaments auf Grund des von der deutschen
Nationalversammlunggegebenen Wahlgesetzeszu denken.
Und heute?

·

So könnten wir noch manches Beispiel dafür an-

führen,daß der Begriff dessen, was dieselbeRegierun
als Opposition betrachtet, in den letzten Jahren vielfach
gewechselthat, wir wollen hier nur noch ein Beispiel

erwähnen,um zu zeigen, wie sichdieserWechselauf allen
Gebieten vollzogenhat, Es war noch vor ganz kurzer
Zeit Opposition, die Aufhebung der Wuchergesetze
zu verlangen, heute würdeman es als Opposition be-

zeichnen,die Wiedereinführungderselben zu fordern.
Was ergiebt-sichnun aus"..all diesen für den denken-

den Leser? «

Erstens, daß es—sehr schwer ist, zu wissen, ob nicht
ein Blatt beim besten Willen, die Regierung zu, unter-

stützen,in die Lage versetztwird, ihr Oppositionzu machen,
denn wenn der Redakteur heute einen Artikel schreibt«
in dem keine Spur von Opposition zu finden ist, so kann

derselbe morgen, wenn er gedruckt erscheint, zur Unter-

stützungder heftigstenOpposition dienen·
Zweitens aber sieht der Leser, daß die sogenannten

oppositionellen Forderungen schonjetzt theilweise von der

Regierung erfüllt find, daß also die Regierung ihre Be-

rechtigung anerkannt hat.
Was aber sollen wir thun, wenn wir nicht wissen,

ob das, was heut oppositionell ist, nicht morgen regie-
rungsfreundlichist und umgekehrt, und wenn wir sehen,
daß so viele unserer Forderungen, wegen deren man uns

oppositionell genannt hat, jetzt von der Regierung und

ihren Freunden als berechtigtund nothwendiganerkannt
worden sind? , .

Wir denken, die Antwort ist sehreinfach· Wir sollen
fortfahren, innerhalb der gesetzlichenSchranken dem nach-
zustrebeu, was wir als heilsam und not wendig für unser
Vaterland erachten, hoffend, daß der eitpunkt kommen

wird, wo man auch dieses Streben nicht mehr als Op-
position bezeichnenwird.

«

Politische Wochenfchau.

Preußen. Seit der letzten Wochenschauist die preußische
Armee in Böhmen unaufhaltsam vorgerückt. Sie hatt die

österreichischeArmee aus einer Stellung nach der andern

gedrängt, und es hat fast an jedem Tage ein blutiges Ge-

fecht stattgefunden, Welchesämmtlichin ihrem Ausgange den

preußischenTruppen günstigwaren. Die neuesteNachricht,
welcheuns vorliegt, ineldet nun einen großenentscheidenden
Sieg vor Josephstadt und Köiiiggratz. Jn der Schlacht,.
welche am Juli stattfand, war die ganze östreichische
Nordarmee Mlt der preußischenengagirt, und wurde die

letztere, wie gemeldet wird, vollständigaus das Haupt ge-

schlagen. Qle Preußenhaben viele Kanonen und Fahnen
als Zeichen ihres Siege-s erbeutet.

«

Jn all »diesenGefechten, sowie in der Hauptschlacht,
wurde eine sehr großeZahl der östreichischenArmee zu Ge-

Bngenengema t; rechnet man dazu die Gefallenen und- die

erwundeten, cPokann man wohl annehmen, daßmehr als

der vierte Theil der österreichischenVordarmeevernichtet ist.
Der Rest soll sich nach den vorliegendenNachrichtenin

voller Auflösungbefinden, so »daßvoraussichtlichdie beiden
Festungen Josephstadt und Königgrätzkeinen großenWider-

stand leisten werden.
»

Ob sich die preußischeArmee nun nach Pkag wenden-Z

wird, oder ob man versuchenwird, in der Richtungauf
Wien weiter vorzudringen, darüber verlautet noch nichts.

Jn diesen Gefechten sind aber auch sehr vielevon unseren
braven Truppen gefallen, und eine noch viel größereZahl
ist verwundet. Zu ihrer Verpflegung wird alles gethan,



was nur mö li ist, aber für dieunge eure Zahl der Verwun-
«deten,weissechObdach,ärztlicheHil»e und Pflege heischen,
müssenauch ganz ungemeine Anstrengungengemacht werden,
und es ist daher in dieser Beziehungjede Gabe an die be-

treffenden Komites erwünscht. Es sind die Söhne»und

Brüder des Volkes, welche verwundet und·elend darnieder-
lie en, es ist Sache des Volkes, ihnen ihre Qualen zu
lin ern.

Wir fügenzu unseren Worten eine Mahnung, welche
der greife Friedrich Horkort in dieser Beziehungan das

esanimte preußischeVolk richtet. »Fürunsere im Felde
stehendenKrieger-«so schreibt er »wer-denin denGemeinden
Privatsammlnngen veranstaltet. Die Sache ist an und sur

sich iingenieiii lobenswerth, zu erörtern ware nur die Ver-

wendung der Gaben.
,

.

»Die direkte Absendung an die Truppeutheilehattsichxim
jüngstendäuischenKriege nicht sehr bewährt,mancherlei»Ver-

wirrung fand statt. Der Soldat, welcher in Reih und
Glied sicht, mag zuweilen Mangel haben, allein er schlagt

ch durch, auch ist die Zahl zu groß, als daß die Privat-
unterstützungauf seine Ernährung von wesentlichemEinfluß
sein könnte. Anders verhält es sich mit den Krankenzden

Verwundeten, Krüppeln und Invaliden und den Hinter-
bliebenen. Was geschagNink?dieser Hinsicht 1813, 1814,

"
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lslkDiedKroiiinakiiiciienstdes 1. Landwehr-Regimentswurden

vom 20. bis 25. Dezember 1813«gebildet»und am 12. Ja-

nuar 1814 hatten die Frauenvereine bereits 15,0Q0·Thaler
aufgebracht. 1814 wurde das kirchlicheDankfest gefeiertund

die Sammlung für die Verwundeten und Hinterbliebenen
belief sichauf 18,464 Thaler. 1815 folgten aus der Heimath
Boten dem Heere nachFrankreichmit Aufträgenund Geldern
der einzelnen Familien an ihre Söhne. Die Frauenvereine,
in Erfüllung ihres edlen Berufs, mit arter Hand die Wun-

den zu heilen, welche die rauhe Nsännerfaustgeschlagen,
sandten Kommissare aus zur Untersuchung und Unterstützung
der Lazarethe. So fand Brune als rettenderEnsl

im

Kloster Cambre bei Brüssel, einsam in waldiger egend
viele schwer Verwundetehilflos in der Kirche auf faulem
Stroh oder nackten Steinen »

» »

»DieArmeen, mogen sie vorwarts stürmenoder rurkwarts
rÜckelhsind Nie im Stande- Nach großen Schlachten die La-

zarethe sorgfältigzu überwachen-deßhalbist der Typhus der

ür en el.

ZinsZukunft der Invaliden und Hinterbliebenen ist eben

so wenig gesichert. »

,,Nach dem ersten »dänischenKriegeerhielt ich aus der

Mark den Austrag, die Verwundeten M Berlin zu besuchen
Und zu unterstützen. Jeder Krankeerhielteinen Louisd’or
und jeder abgehendeJnvalide ein-Kapital von 100 bis
250 Thlrn., um sein Fortkommen in der Heimath zu be-

gründen.
»Viel-gund Mark sanimelten über 20,000 Thlr. für die

Denksällle vor dem Hotel der JUVCIidM, welche Berlin
überragt.

-

»Geld für Verpflegungverschwindetin der Menge, das

für LazakekheiMit Umsicht verwendet (nachder Art der Jo-
hanniter), erhältviele am Leben, und jenes fürHinterbliebene
Und Invaliden ist der Dank des Vaterlandest

»Es gilt nicht, die Verpflichtungendes Staats

zu ubernehmen, sondern darüber hinaus zu gehen!
Jeder Kreis oder Regierungs-Bezirksollte selbstständigauf-
treten und handeln.«

Die hannöversche Armee hat am 27. v. M. den

Versuch gemacht, sich bei Langensalza durchzuschlagen.

Das Gefecht war ein sehr blutiges; auf preußischerSeite hat
sich besonders das Berliner Landwehr-Regimentausgezeichnet,
welches den alten Ruf der Landwehr glänzendbewährthat.
Es gelang den Hannoveranern nicht, durchzubrechen,und am

28. haben sie kapitulirh Die Truppen sind in ihre Heimath
entlassenworden, Nachdemsie ihre Waffen abgegeben haben,
die Offiziete k)(1b'(’11sich verpflichten müssen, ein Jahr lang
nicht gegen Preußen zu dienen. Ganz besonders werthvoll ist
die Auslieferung von etwa 10,000 Pferden an Preußen. Der

König von Haniiover hat seinen Sitz aus einem Schlosse
seines Schwiegervateis m Altenburg enominen.

Die preußischenTrupch haben Nassau besetzt,und wahr-
scheinlichwird in den nächstenTagen auch die Besetzllngvoll

HessensDarmstadt und Frankfurt a. M. erfolgen.
Die Truppen der süddeutschenStaaten haben einen Zuwachs
durch das badische Armeekorps erhalten, da der Groß-
herzog von Baden gezwungen worden »ist, sich der Koalition

gegen Preußen aniiischließen.
Das Fürstenthuin Hohenzollern ist von baierischen

und württembergischenTruppen besetzt worden. Von den
Beamten ist verlangt worden, sie sollen dein König von

Württemberg den Eid der Treue schwören,was sie jedoch
sämmtlichverweigerthaben.

Das ofsiziösesteBlatt unserer Regierung, die Norddeutsche
AllgemeineZeitung, tritt sehr entschiedender Ansichtentgegen,
als ob die Regierung daran denke, die jetzt besetzten Länder
zu annektiren, sie wolle sich, so sagt jenes Blatt, auf die
Durchführungdes Bundesrcforinprojektes beschränken.

Sehr wichtigmuß ein Artikel in dem amtlichen Tleil
des »Staats-Anz.« erscheinen,nach welchem die preußische
Regierungbeabsichtigt,diejenigenunter den gefangeneiiOester-
reichern, welcheJtaliener sind, nachdem KönigreichItalien
zu schicken, und, sollen schon italienische Ofsiziere, welchedie

Ueberführung leiten sollen, erwartet werden.

Während unsere Truppen auf -dem Schlachtfelde ihr Leben
für die äußere Machtstellung unseres Vaterlandes in die

Schanze schlugen,hatten die vom Volke am 25. v. M. ge-
wähltenVertrauensmänner am 3. d. MJ die Pflicht zu er-

füllen, die Männer zu wählen,welche in dein demnächstzu-
sammeiitreteiiden Abgeordnetenhauseden Wünschen und den

Ansichten des Volkes Ausdruck geben sollen. Das Resultat
der Wahlen liegt uns noch nicht ganz vor, aber schon sehen
wir, daß so mancher Name, dessen Träger wir Jahre lang-
als einen der Vertheidiger der Volksrechte gekannt haben,
fehlen wird; es hat die Zahl der Anhängerder Regierung
ganz bedeutend zugenommen, ohne daß sie jedochdie Aussicht
hat, selbst in dieser neuen Kammer für ihre Auffassung von

der Beseitigung des inneren Konfliktes durch einfache Auf-
rechterhaltungder Forderungen der Regierung die Majorität
zu erhalten. Möge das Wirken des neuen Abgeordnetenhauses
ein segensreichesfür unser Vaterland sein!

Die deutsche Frage und ihre Lösung.
Jn diesem Augenblickesteht fast das ganze deutsche Volk

in Waffen, und Jedermann hofft, daß das Resultat des blu-

tigen Krieges, dessen erste und zahlreicheOpfer schon gefallen
sind, die Herstellung einer deutschen Einheit sein
werde, wie sie allein dem Volk einen Ersatz bieten kann für.
die Drangsale eines Krieges. .

Preußen,welches die gesammte liberale Partei in Deutsch-
land seit Jahren als den Staat betrachtet hat, der berufen
sei, die Führung Deutschlands zu übernehmen,Preußen
hat die Waffen ergriffen, um, wie seinefRegierunges ver-

kündet hat, den ihm unbedingt nothwendigen Einfluß in

Deutschland zu gewinnen. Um diesen Einfluß sich zu



sichern,mußte es sichnatürlich in erster Linie gegen Oester-
reich wenden, dessenHerrscher sich nochimmer nicht von dem
Gedanken frei machen können, daß .1hnen, als den Nachfolgern
der ehemaligendeutschenKaiser, auch heut noch die erste und
die leitende Stellung in Deutschland gebührt, gleichvielob
die InteressenDeutschlands solchesfordern oder nicht.

Neben diesem gegen Oesterreichzu bestehendenKampfe
läuft in zweiter Linie der Kampf gegen die einzelnen deut-

schen Fürsten, welche sich der Geltendmachung des preußischen
Einflusses widersetzemnebenher,aber man wird diesemKampf
für den Augenblick nur eine untergeordnete Bedeutung bei-

legen können gegenüberden gewaltigen Anstrengungen,welche
Oesterreich·macht,um seinen alten Einfluß in Deutschland,
auf demein großerTheil seiner Macht, ja theilweise sogar
die Moglichkeitseiner Existenz beruht, aufrecht zu erhalten.

Deshalb fordert der Kampf gegen Oesterreich auch von

dem PreußischenVolke die größtenOpfer. Zwar haben wir

auch in dem Kampfe gegen Hannover ein Gefecht lzubestehen

gehabt,welches viele unserer Brüder im Heere da)in gerasft
)at, aber diese Zahl, so groß sie auch im ersten Augenblick
erscheint,verschwindetgegenüberden Verlusten, welche wir bei
dem siegreichenVorrücken unserer Armee in Böhmen gehabt
haben müssen. Es fehlen zwar noch alle genauen Angaben
über die Zahlen der Todten und Verwundeten in den einzel-
nen Gefechten, aber unsere braven Triippen haben dort den

Feind schrittweise aus seinen geschütztenStellungen vertrieben,
und nach den vorliegenden Angaben über den Verlust der

Oesterreicher darf man wohl annehmen, daß unsere Verluste
eine sehr großeHöhe erreichen.

Und worin bestehen diese Verluste? Es ist das Blut der

Söhne und Brüder desigesammten Volkes, welches auf den

Schlachtfeldern in Böhmen geflossen ist, es ist der Stolz
des Landes, welcher in langen Reihen den Boden des frem-
den Landes bedeckt! Zwar haben sie ihr Leben nicht nutzlos
geopfert, sie haben damit·den Sieg der preußischenWaffen
erringen helfen, aber wennauch jedes preußischeHerz höher
schlägtbei der Kunde jener Siege, so fordert der hohe und

kostbare Preis, der für jene Erfolge ge ahlt ift, doch zu der

Frage aufi Welches ist das Ziel jener c-«iege?
Und wenn wir uns diese Frage stellen, so gleitet ein weh-

müthigerSchatten über unsere Seele, welche sich des Sieges
freuen will. Wir meinen, für solche Opfer kann uns nur

ein Preis entschädigen,der aller Wahrscheinlichkeitnach auf
friedlichem Wege nicht zu erreichen«gewesenwäre, und der

einen Zustand schafft, welcher uns gegen die Noth-
wendigkeit sicher stellt, in zehn oder zwanzig Jah-
ren von Neuem das Schwerdt ziehen zu müssen,
und unsern Einfluß in Deutschland herzustellen
und zu sichern.

Jst nun aber das jetzt vorliegende Projekt der Bundes-

reform ein solcher Preis und bietet es die nothwendigenGa-
rantieen? Diese Frage müssenwir leider verneinen. Das

vorliegendeProjekt bietet uns eigentlich nur das allergeringste
Band der deutschen Einheit, so daß wir glauben, wenn die

deutschen Fürsten auch jetzt im Augenblick, verlockt durch
OesterreichsVersprechen auf eine Unterstützung,sichgeweigert
haben, dieses Reformprojektanzunehmen,sie sich doch, sobald
sie nur erst genau mit dem Jnhalt bekannt gewordenwären,
und sobald sie die Ueberzeugungvon Oesterreichs Unsäbigkeit,
sie zu unterstützen,gewonnen, entschlossenhätten, die ver-

langten geringen Konzesswnenzu machen. Aber sie haben
es nicht gethan, und Preußen hat zur Aenderung des bestehen-
den, unzweifelhaft schlechtenZustandes das Schwerdt ergriffen.

Gewährt nun das Bundesreformprojekt,wie dessenDurch-
führungmit dem Schwerdte gesichert wird, die Gewißheit,
daß eine Wiederkehr des jetzigen Zustandes in Deutschland
für die Dauer unmöglichwird? Wir glauben nicht. Wir

glauben, daß in nicht allzulanger Zeit die deutschen Mittel-
und Kleinfürsten,unterstütztvon Habsburgs Jntriguen, sich
dem Druck des preußischenEinflusses wieder soweit entziehen
würden, daß Preußen genöthigtWäre, von Neuem das

Schwerdt zu ziehen, um den ihm nothwendigenEinfluß in

Deutschland herzustellen. Also mußte ein anderes Ziel auf-
gestellt werden als jenes BundesreformsProjekt. Daß man

aber für den Augenblicknoch kein Recht hat, ailf eine solche
Aenderungdes Kriegszieleszu hoffen, das geht daraus her-
vor, daß man noch immer dem Kurfürsten von Kasselund

dem König von Hannover anbietet, sie von Neuem in ihr
Land einzusetzen, wenn sie sich zur Annahme des vorgelegten
Reformprojektesbequemen wollen.

Dieser Umstand ist es aber, welcher allgemein zu der

BefürchtungAnlaß giebt, der Preis des Kampfes werde nicht
dem gebrachten Opfer angemessensein, und welcher auch die

Siegesfreude drückt. Es. verlangt das preußischeVolk ganz
mit Recht, daß ihm die Gewißheit werde, am Ende des

Krieges stehe nicht der alte deutsche Bund in der einen
oder der anderen Form, sondern es will sichersein, daß die

deutsche Einheit dadurch vollkommen sicher gestellt
werde, daß den einzelnenFürsten ihre Souveränität zu Gun-

sten der Centralgewalt so eingeschränktwerde, daß sie den

Rest derselben niemals so geltend machen können, daß da-

durch eine Uneini keit in Deutschland selbst hervorgerufen
werde. So verstet das preußifcheund mit ihm auch das
ganze deutsche Volk die Einheit Deutschlands und so ver-

langt es die Gestaltun derselben. Möge ihm recht bald die

Gewißheitwerden, da es auf solchebefriedigendeZustände
nach der Beendigungdes Krieges rechnen kann.

Täglichzweimal.— Vierteljährl.1116Thlr.
Zum Abonnement auf die täglich zweimal erscheinende

ietzt bedeutend vergrößerte

,,0(10k - Zeitung-s
«

Organ der Fortschrittspartei-
(begründetvon Wilhelm Dunkcr)

ladet die Expedition ergebenstein. Die Zeitung hat si durch
ihre Billigkeit bei großer Gediegenheit einen bede tenden
Leserkreis erworben-, sie ist über ganz Pommern, die Provinzeu
Polen, Oft- und Westpreußenverbreitet. Sie«bringt täglich
einen Lettattikek das politische Material wird sorgfältigge-
sichtet und alles Wichtige durch teregraphische Depefcheu zur
Kenntniß der Leser ebracht. Ueber die polltlfchen Vorgänge in

Berlin bringt das ) latt Berichte eigener Korresponden-
tcn. Die Kammerverhaudlungejt werden erschöpfendnnd
theilweise früher als von den Bekllllek Blättern mitgetheilt-
Den Nachrichten taus Stadt Und Provinz wird die größte
Aufmerksamkeit geschenkt. Em beliebter Feuilletonist schildert in

wöchentlichen Brieer das Berliner Leben; außerdem

Novellen, Er ählrmäenu· s. w. An Knurfem Markt-

berichten aus Berlin, tettin, Breslau, Danzig, Poseuu. s. w.

liefert die Zeitung alles, was für ein größeresPublikumvon

Interesse ist. Illferate werden die dreispaltigePetitzeile zu
1 Sgr. berechnetund finden die größteVerbreitung

Stettin, im Juni 1866.
«

Die Expedttion der Oder-Zeitung.
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